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1          Einführung und Überblick

			
1.1       Einführung und ProblemstellungSeit	längerer	Zeit	zeigen	zahlreiche	Umfragen,	dass	die	meisten	Bürger1mit	den	politischen	Prozessen	und	ihren	Ergebnissen	unzufrieden	sind( 	Kap.	2.3.9).	Sie	fühlen	sich	von	den	Politikern	und	den	Parteienunzureichend	verstanden,	nicht	adäquat	repräsentiert	und	auf	einigenFeldern	zudem	mangelhaft	regiert.	Viele	Bürger	kritisieren	die	fehlendeLösung	zahlreicher	Probleme,	die	langfristiger	Natur	und	teilweise	seitJahrzehnten	absehbar	sind,	die	die	kurzfristig	orientiertenParteipolitiker	aber	offenbar	überfordern.	Dazu	gehören	unteranderem	die	gravierenden	Klima-	und	Umweltprobleme,	dieVernachlässigung	der	Infrastruktur	bei	Verkehr,	Telekommunikationund	Energie,	die	Probleme	durch	Demogra�ie	und	Alterssicherung	imweitesten	Sinne,	die	Sicherung	der	Wettbewerbsfähigkeit	undStandortqualität	etc.	An	verbalen	Bekundungen	mangelt	es	dabei	nicht,wohl	aber	an	effektiver	Umsetzung	in	angemessenen	Zeiträumen.	AusSicht	vieler	Bürger	geht	es	oft	weniger	um	ideologische	Unterschiedezwischen	einzelnen	Parteien,	sondern	vielmehr	um	die	Performanceder	Politiker	insgesamt.Die	Bürger	haben	zwar	eine	positive	Einstellung	zur	Demokratie,aber	nicht	zu	den	vorhandenen	Politikern	und	Parteien.	Die	Bürgerhaben	das	Gefühl,	selbst	nur	einen	geringen	Ein�luss	auf	die	Politik	zuhaben.	Sie	wünschen	sich	mehr	Partizipation.	Die	empfundenen	Mängelwerden	primär	den	gegenwärtigen	Parteien	und	Politikern	angelastet.Allerdings	basieren	die	eigentlichen	Ursachen	oft	auf	tieferliegendenProblemen,	die	aus	dem	politischen	System	resultieren.	Dieparteiendominierte	Parlamentarische	Demokratie	zeigt	dabei	nicht	nur



immanente	Funktionsmängel,	sondern	überfordert	notwendigerweiseauch	die	einzelnen	Politiker,	wie	engagiert	und	gutwillig	diese	auch	seinmögen.Vor	dem	Hintergrund	einer	latenten	Unzufriedenheit	in	derBevölkerung	und	allerlei	alarmistischer	Kommentare	über	den	Zustandund	die	Gefährdung	unserer	Demokratie	in	den	Medien	ist	eserstaunlich,	dass	es	in	Deutschland	zwar	Detailerörterungen,	aberbisher	kaum	grundsätzliche	Diskurse	gibt,	die	alle	institutionellenElemente	des	demokratischen	Systems	auf	den	Prüfstand	stellen.Dieses	wird	weitgehend	als	Tabu	betrachtet	anstatt	es	ergebnisoffen	zuanalysieren	und	evtl.	auch	weitreichende	Reformoptionen	zudiskutieren.	An	diesem	Punkt	setzt	das	vorliegende	Buch	an.	In	ihmwerden	die	Konstruktionsfehler	und	Unzulänglichkeiten	derinstitutionellen	Strukturen	unserer	Demokratie	grundlegend	analysiertund	weitreichende	Reformalternativen	vorgestellt.Im	Mittelpunkt	stehen	dabei	die	Darstellung	und	die	Diskussioneiner	Reihe	konstruktiver	Vorschläge,	die	zusammenfassend	als»Demokratische	Reformkonzeption«	bezeichnet	werden.2	Diesebeabsichtigt	einerseits,	wirksamere	Partizipationsmöglichkeiten	für	dieBürger	zu	schaffen	und	andererseits	die	Funktions-	undLeistungsfähigkeit	der	Institutionen	des	Staates	zu	verbessern.	Dieslässt	eine	höhere	Akzeptanz	»der	Politik«	und	eine	Stärkung	derDemokratie	erwarten.In	diesem	ersten	Kapitel	werden	zur	Einführung	und	zum	Überblickfür	die	Leser	die	fünf	Hauptprobleme	der	gegenwärtigenParlamentarischen	Demokratie	und	die	wichtigsten	Reformelementeskizziert.	Anschließend	wird	eine	knappe	Übersicht	über	die	Kapitelgegeben.	Die	fünf	Hauptprobleme	sind(1)	Wenig	politische	Partizipation	der	Bürger,(2)	Funktionsprobleme	des	Regierungssystems,(3)	Übermacht	der	Parteien,(4)	Rekrutierung	des	politischen	Führungspersonals	und(5)	mangelnde	Information	und	mangelnde	Nachhaltigkeit.
(1)            Wenig poli�sche Par�zipa�on der Bürger



Die	Teilhabe	der	Bürger	an	den	demokratischen	Entscheidungen	desStaates	wird	üblicherweise	als	»politische	Partizipation«	bezeichnet	(	Kap.	6.2).	Dazu	gehören	die	Beteiligung	an	Wahlen	undVolksabstimmungen	und	die	personelle	Partizipation,	das	heißt	dieParteimitgliedschaft	und	die	eigene	Ausübung	von	politischen	Ämtern,insbesondere	in	Form	von	Abgeordnetenmandaten.	Ferner	zählen	dazudie	persönlichen	Aktivitäten	in	Bürgerinitiativen,	Protestbewegungen,zivilgesellschaftlichen	Organisationen,	bei	Demonstrationen	etc.,	die	inunterschiedlicher	Weise	auf	die	Beein�lussung	politischerEntscheidungen	abzielen.Die	tatsächlichen	Partizipationsmöglichkeiten	der	Bürger	sindgegenwärtig	erstaunlich	gering,	wenn	man	sie	am	Anspruch	von	Art.	20Grundgesetz	misst,	wonach	»alle	Staatsgewalt	vom	Volke	ausgehen«soll.	Dieser	Anspruch	ist	zwar	formaljuristisch	erfüllt,	wird	aberinhaltlich	nur	ungenügend	realisiert.	Ein	Beleg	ist	etwa	die	Tatsache,dass	die	Wähler	weder	einen	Ein�luss	auf	die	Personen	haben,	die	ihrebevorzugte	Partei	als	Abgeordnete	ins	Parlament	entsendet	(	Kap.	4.1.2)	noch	auf	die	Führungspersonen	des	Staates	(z.	B.	dieBundesminister,	 	Kap.	3.2.4).Die	Zahl	der	Parteimitglieder	nimmt	ständig	ab	und	ist	inzwischenmit	weniger	als	zwei	Prozent	aller	Bürger	sehr	gering	( 	Kap.	2.3.7),wenn	man	bedenkt,	dass	die	Parteien	die	zentralen	Machtfaktoren	derPolitik	sind	und	die	Rekrutierungskanäle	zu	allen	öffentlichen	Ämterndominieren.	Noch	wesentlich	kleiner	ist	die	Zahl	der	aktivenParteimitglieder	(0,3	%	der	Bevölkerung),3	die	an	der	Programmatikund	an	der	Kandidatenauswahl	für	das	Parlament	mitwirken.Gleichzeitig	sind	die	Zugangsbarrieren	zur	Mitgliedschaft	im	Parlamentfür	Nichtparteimitglieder	praktisch	unüberwindbar.Volksabstimmungen	�inden	recht	selten	statt	und	auf	Bundesebene	garnicht.Der	Buchtitel	Bürger an die Macht	betont	ein	wesentliches	Ziel	derReformvorschläge,	nämlich	den	demokratischen	Ein�luss	der	Bürgerauf	die	politischen	Entscheidungen	deutlich	zu	erhöhen.4	DieDemokratische	Reformkonzeption	sorgt	erstens	dafür,	dass	die	Bürgerdeutlich	mehr	Möglichkeiten	erhalten,	mit	dem	Stimmzettel	Ein�luss	zunehmen.	Zweitens	werden	neue,	politisch	relevante	Gremiengeschaffen,	in	denen	die	Bürger	mitwirken	können,	ohne	ihren	Beruf



aufzugeben.	Drittens	verschafft	die	Reformkonzeption	den	Aktivitätenzivilgesellschaftlicher	Gruppen	mehr	institutionell	fundierteMöglichkeiten,	politische	Entscheidungen	zu	beein�lussen.
Wahlen zum ParlamentDie	bei	weitem	wichtigste	Partizipationsmöglichkeit	und	für	vieleBürger	gleichzeitig	die	einzige,	die	sie	bisher	selbst	nutzen,	ist	dieBeteiligung	an	den	Parlamentswahlen.	Durch	ihre	Zweitstimme	könnendie	Wähler	die	quantitative	Zusammensetzung	des	Parlamentsbestimmen,	wenn	man	davon	absieht,	dass	alle	Stimmen	für	Parteienunterhalb	der	5	%-	Sperrklausel	verloren	gehen.	Die	kollektiveMöglichkeit,	die	Größe	der	Fraktionen	im	Parlament	zu	bestimmen,	istfür	die	Demokratie	eminent	wichtig.	Sie	ist	tatsächlich	aber	auch	schondas	Einzige,	was	die	Wähler	beein�lussen	können.Entgegen	anderslautenden	Vermutungen	haben	die	Wähler	nämlichkeinen	Ein�luss	darauf,	welche	Kandidaten	ihrer	bevorzugten	Partei	alsAbgeordnete	ins	Parlament	gelangen	( 	Kap.	4.1.2).	Insofern	ist	dieübliche	Bezeichnung	»personalisierte	Verhältniswahl«	irreführend.Stattdessen	ist	das	System	der	Doppelstimme	(Erst-	und	Zweitstimme)des	deutschen	Bundestagswahlrechts	der	Grund	für	einige	gravierendeProbleme	(Überhang-	und	Ausgleichsmandate,	unkontrollierteAu�blähung	des	Parlaments)	und	für	mehrere	kritische	Urteile	desBundesverfassungsgerichts.	Diverse	Reformversuche	sind	in	Ansätzensteckengeblieben	und	schließlich	am	Egoismus	bestimmter	Parteiengescheitert.Weiterhin	ist	klar,	dass	die	Bürger	keinerlei	Ein�luss	darauf	haben,von	welchen	Ministern	sie	regiert	werden.	Die	Ministerposten	werdennach	der	Wahl	von	Parteifunktionären	ausgehandelt,	wobei	dieeinschlägigen	Erfahrungen	und	Fachkompetenzen	offenbar	keine	großeRolle	spielen.	Gelegentlich	werden	sich	die	Bürger	bei	einzelnenErnennungen	erstaunt	fragen,	welchen	persönlichen	oder	taktischenHintergrund	das	wohl	gehabt	haben	mag.	Das	dürftigeErscheinungsbild	mancher	Politiker	ist	vermutlich	ein	Grund	für	dasschlechte	Image	»der	Politik«.



Im	aktuellen	politischen	System	erteilt	jeder	Wähler	einer	Partei	einpauschales	Mandat	für	alle	inhaltlichen	und	personellenEntscheidungen	des	Bundestages	in	den	nächsten	vier	Jahren.	Dieswirft	wegen	der	Heterogenität	der	Präferenzen	der	Bürger	bei	diversenPolitikfeldern	zahlreiche	Probleme	auf.	Viele	Bürger	dürften	bei	einemThema	Partei	A	präferieren,	bei	einem	anderen	Partei	B	und	vielleichtdie	Kandidaten	von	Partei	C.	Eine	solche	Möglichkeit	zurDifferenzierung	lässt	das	Wahlrecht	nicht	zu.	Stattdessen	führt	derübergroße	Delegationsumfang	( 	Kap.	4.1.1),	dazu,	dass	dieWahlergebnisse	nur	wenig	über	die	politischen	Präferenzen	auf	einembestimmten	Politikfeld	aussagen	und	diese	auch	keine	feldspezi�ischenSanktionswirkungen	auf	die	Parteien	ausüben.In	der	hier	vorgestellten	Demokratischen	Reformkonzeptionermöglicht	ein	völlig	neu	konzipiertes	Wahlsystem	zum	Bundestag	(	Kap.	4.2.1)	jedem	Wähler	einen	Ein�luss	darauf,	welcher	Kandidat	dervon	ihm	präferierten	Partei	ins	Parlament	einzieht.	Außerdem	kann	erdurch	die	Wahlen	zu	verschiedenen	Ständigen	ParlamentarischenFachräten	( 	Kap.	4.3)	seine	politischen	Präferenzen	auf	einzelnenPolitikfeldern	differenzierter	zum	Ausdruck	bringen	und	damit	einestärkere	Wirkung	erzeugen.
Zivilgesellscha�liches Engagement und poli�sche WirkungViele	Bürger	engagieren	sich	in	zivilgesellschaftlichen	Gruppen	wieBürgerinitiativen	etc.	oder	beteiligen	sich	anUnterschriftensammlungen	oder	Demonstrationen.	Dies	sindAktivitäten	unkonventioneller	politischer	Partizipation	( 	Kap.	6.2.2).Ihr	Anwachsen	könnte	man	als	Reaktion	auf	einen	eklatanten	Mangelan	konventionellen	Partizipationsmöglichkeiten	interpretieren,	bzw.	alseine	implizite	Kritik	an	einem	politischen	System,	das	»in	die	Jahregekommen«	ist	und	dem	gestiegenen	Selbstbewusstsein	der	Bürgerund	deren	Partizipationsansprüchen	nicht	mehr	gerecht	wird.	DieseAktivitäten	haben	jedoch	–	von	kurzfristigen	singulären	Ausnahmenabgesehen	–	in	der	Regel	nur	wenig	Ein�luss	auf	die	reale	Politik.	In	derDemokratischen	Reformkonzeption	liefern	Aktuelle	ParlamentarischeFachräte	Möglichkeiten	für	die	einzelnen	Bürger,	auf	den	jeweiligen



Politikgebieten	selbst	spürbaren	Ein�luss	auf	die	parlamentarischenProzesse	zu	nehmen	( 	Kap.	4.3.3).
(2)            Funk�onsprobleme des Regierungssystems in DeutschlandDas	Parlament	und	die	Regierung	haben	sehr	unterschiedlicheAufgaben,	die	ganz	verschiedene	Anforderungen	stellen.	Das	Parlamentsoll	Gesetze	verabschieden,	die	grundsätzlich	über	längere	Zeit	geltenund	deshalb	allgemeingültig,	problemadäquat	und	praktikabel	seinmüssen.	Dafür	ist	es	wichtig,	dass	die	Bürger	und	ihre	Präferenzen	undInteressen	im	Parlament	adäquat	repräsentiert	sind.	Im	Unterschieddazu	ist	die	Regierung	die	Trägerin	der	»operativen	Politik«	und	soll	dieInteressen	des	Staates,	der	Gesellschaft	und	der	Bürgereinzelfallbezogen	nach	außen	und	nach	innen	vertreten,	ggf.	auch	inSituationen	mit	kurzfristigem	Handlungsbedarf.	Dazu	sollte	dieRegierung	jederzeit	auf	allen	Politikfeldern	handlungsfähig	sein.Für	diese	beiden	zentralen	Institutionen	eines	demokratischenStaates	wären	jeweils	gänzlich	unterschiedliche	Wahlsysteme	geeignet.Für	die	Aufgaben	des	Parlaments	wird	die	Repräsentation	derBevölkerung	durch	eine	reine	Verhältniswahl	ohne	Sperrklausel	ambesten	gewährleistet.	Dagegen	ist	für	die	Regierung	ein	demokratischesWahlverfahren	erforderlich,	aus	dem	regelmäßig	eine	stabile	undumfassend	handlungsfähige	Regierung	hervorgeht.	Es	ist	einKonstruktionsprinzip	der	Parlamentarischen	Demokratie,	dass	siebeides	zu	kombinieren	versucht.	Sie	offenbart	dabei	einWahlrechtsdilemma	( 	Kap.	3.2.2),	das	eine	Reihe	von	Problemen	zurFolge	hat	( 	Kap.	3.1	und	 	Kap.	3.2).Gegenwärtig	sind	die	Regierungsfraktionen	des	Parlaments	vor	allemdie	Mehrheitsbeschaffer	der	Regierung.	Dies	kann	aber	nur	mit	einerFraktionsdisziplin	erreicht	werden,	die	tatsächlich	die	Freiheit	derAbgeordneten	erheblich	einschränkt.5	Bei	jeder	inhaltlichen	Befassungdes	Parlaments	mit	einem	bestimmten	Thema	stehen	dieAbstimmungsmehrheiten	schon	vorher	fest.	Die	Parlamentsdebattenbeein�lussen	das	Ergebnis	nicht	mehr.	Sie	sind	oft	ritualisiert,parteizentriert,	vorhersehbar	und	medienorientiert.	Die	Qualität	derArgumente	tritt	hinter	die	Interessen	der	Parteien	zurück.	Bei	den



Regierungsfraktionen	besteht	das	Hauptinteresse	in	derMachterhaltung.	Die	Oppositionsparteien	können	dieAbstimmungsergebnisse	auch	durch	noch	so	gute	Argumente	nichtmehr	verändern.	Ihre	Redner	richten	sich	deshalb	vorrangig	an	dieeigenen	Parteifreunde	und	an	die	Öffentlichkeit	im	Hinblick	aufzukünftige	Wahlen.	Diese	Strukturen	und	Verhaltensweisen	führen	zueinem	Funktionsverlust	des	Parlaments.
Koali�onstheaterDa	Mehrparteienparlamente	in	Deutschland	und	in	anderen	Ländernvermutlich	auch	zukünftig	die	Normalität	sein	werden,	ereignet	sichregelmäßig	das,	was	man	»Koalitionstheater«	nennen	könnte	(	Kap.	3.1.3).	Während	sich	die	Parteien	vor	der	Wahl	aus	Gründen	desPolitikmarketing	und	zur	Verbesserung	der	späterenVerhandlungspositionen	möglichst	stark	voneinander	abgrenzen,müssen	sich	einige	von	ihnen	nach	der	Wahl	zusammen�inden,	um	sichauf	ein	gemeinsames	Regierungsprogramm	(Koalitionsvertrag)	zueinigen.	Die	Erwartung	ist,	dass	sie	anschließend	im	Parlament	beiallen	Themen	gemeinsam	abstimmen.Nach	dem	herkömmlichen	Verständnis	muss	jede	derartige	Koalitionzwei	Bedingungen	erfüllen.	Erstens	müssen	die	Koalitionsfraktionenzusammen	die	Mehrheit	der	Sitze	im	Parlament	haben(Mehrheitsbedingung)	und	zweitens	müssen	sie	eine	hinreichendeinhaltliche	Übereinstimmung	aufweisen	oder	erzeugen	können(inhaltliche	Bedingung).	Dabei	ist	es	in	Deutschland	bisher	einselbstgesetzter	Anspruch,	dass	eine	Regierungskoalition	einedauerhafte	Parlamentsmehrheit	ihrer	Fraktionen	für	alle	relevantenPolitikinhalte	haben	sollte.	Dazu	müssen	sich	evtl.	Parteien	mit	starkunterschiedlicher	Programmatik	zusammen�inden.	Dadurch,	dass	dannmeistens	bestimmte	Themen	ausgeklammert	werden	oder	sich	eineProblemlösung	über	Jahre	hinzieht,	wird	die	Handlungsfähigkeit	derRegierung	beeinträchtigt.Eine	Koalition	fordert	von	einer	Partei	gelegentlich,	anders	zuhandeln,	als	sie	es	vorher	den	Wählern	versprochen	hat,	um	dieRegierungsstabilität	nicht	zu	gefährden.	Allerdings	kann	die



Koalitionstreue	dazu	führen,	dass	bei	einem	Thema	eine	eigentlichbreite	inhaltliche	Mehrheit	des	Parlaments	von	einer	kleinenMinderheit	blockiert	wird	( 	Kap.	3.1.3).	Das	Koalitionserfordernis	gibteinzelnen	kleinen	Fraktionen	bei	entsprechender	Sitzarithmetik	quasieine	Vetoposition	und	damit	in	der	Regel	mehr	inhaltlichen	Ein�lussund	mehr	Ministerposten	als	es	ihrem	Stimmenanteil	entsprechenwürde.	Daraus	entsteht	zudem	ein	Drohpotential,	beiMeinungsunterschieden	in	einzelnen	Punkten	die	ganze	Regierungscheitern	zu	lassen.In	vielen	anderen	europäischen	Ländern	sindMinderheitsregierungen,	die	dieses	Koalitionstheater	abmildernkönnen,	üblich	und	zum	Teil	recht	erfolgreich	( 	Kap.	3.1.3	und		Kap.	3.3.4).	Diese	wurden	von	den	Akteuren	in	Deutschland	bisher	aufBundesebene	weitgehend	ausgeschlossen,	werden	sich	aber	auf	Dauervermutlich	nicht	vermeiden	lassen.	Für	das	Parlament	bedeutenMinderheitsregierungen	jedenfalls	eine	erhebliche	Aufwertung	undeine	größere	politische	Relevanz,	weil	die	Mehrheit	bei	einembestimmten	Thema	nicht	wie	in	der	Parlamentarischen	Demokratie	vonvornherein	feststeht,	sondern	erst	das	Ergebnis	derParlamentsprozesse	und	Debatten	ist.
Alterna�ve: Getrennte Wahlen zum Parlament und zur RegierungEine	Alternative,	welche	die	genannten	Probleme	derParlamentarischen	Demokratie	gar	nicht	erst	entstehen	lässt,	sindseparate	Wahlen	zum	Parlament	und	zur	Regierung,	das	heißt	jeweilsdirekt	durch	die	Bürger.	Dadurch	würde	auch	das	Prinzip	derklassischen	Gewaltenteilung	zwischen	Legislative	und	Exekutivegestärkt.	In	der	Demokratischen	Reformkonzeption	wählen	deshalballe	Bürger	die	Regierung	über	einen	Regierungskonvent	( 	Kap.	3.3.1).Jede	kandidierende	Partei	(oder	Ex-ante-Koalition	mehrerer	Parteien)nominiert	ein	Team	mit	bestimmten	Kandidaten	für	die	Positionen	desBundeskanzlers	und	der	einzelnen	Minister.	Sie	hat	zur	Erhöhung	ihrerWahlchancen	ein	starkes	Interesse	daran,	den	Bürgern	fachlich	undpersönlich	ausgewiesene	und	glaubwürdige	Kandidaten	zupräsentieren	( 	Kap.	3.3.2).	Die	gewählte	Regierung	ist	dann	für	ihre



Aufgaben	und	Kompetenzbereiche	über	die	gesamte	Wahlperiodehandlungsfähig,	und	zwar	unabhängig	von	einzelnen	Fraktionen	imParlament.	Die	demokratischen	Prozesse	für	die	Verabschiedung	vonGesetzen	geben	den	einzelnen	Abgeordneten	einen	deutlich	höherenStellenwert,	als	es	bisher	der	Fall	ist.	In	der	Diskussion	»zählen«	dieArgumente	aller	Abgeordneten	und	zwar	auch	derjenigen	außerhalbder	Regierungsparteien,	da	die	Regierung	evtl.	deren	Stimmen	zurMehrheit	benötigt.
(3)            Übermacht der ParteienEin	zentrales	Problem	besteht	gegenwärtig	in	der	außerordentlichgroßen	Macht	der	Parteien.	Die	Abb.	1	zeigt	die	Architektur	unsererParlamentarischen	Demokratie	( 	Abb.	1).	Die	Bürger	wählen	dasParlament	(Pfeil	1)6	und	zwar	nur	dieses.	Damit	hat	das	Parlament	ein»Legitimationsmonopol«,	das	eine	wesentliche	Ursache	dafür	ist,	dasssich	die	dominierenden	Parlamentsparteien	im	Laufe	der	Zeit	immermehr	Macht	aneignen	konnten,	sodass	die	Gewaltenteilung	deutlichreduziert	wurde	( 	Kap.	2.5).	Dies	manifestiert	sich	besonders	imsogenannten	»Politik-Kern«,	der	aus	den	Mehrheitsfraktionen	und	derRegierung	besteht	( 	Kap.	2.3.3).	Er	ermöglicht	denRegierungsparteien	eine	weitgehende	Durchsetzung	eigener	Ziele,Ideologien	und	Interessen.Die	Parteien	treffen	erstens	alle	Entscheidungen	in	der	Regierungund	bei	der	Gesetzgebung	im	Parlament.	Zweitens	beschließen	siesämtliche	Gesetze,	von	denen	sie	selbst	und	alle	ihre	Konkurrenten	undInstitutionen	des	Staates	betroffen	sind	und	die	hier	als	Demokratie-Regeln	bezeichnet	werden.	Hierzu	gehören	z.	B.	das	Wahlrecht,	dieParteien�inanzierung	und	alle	Gesetze,	die	die	Kompetenzen	derInstitutionen	des	Staates	(das	heißt	die	Machtverteilung)	betreffen.	Mitdiesen	Gesetzen	sichern	sich	die	Parteien	viele	Zugriffsrechte	undandere	Vorteile,	z.	B.	bezüglich	der	Personalia	in	den	Vorständenstaatlicher	Institutionen	und	Unternehmen.	Letzteres	dient	ihnen	zurDurchsetzung	inhaltlicher	Ziele	und	Interessen	sowie	zur	Versorgungvon	Parteifreunden	( 	Kap.	2.5.3).



Drittens	wählen	die	Parteipolitiker	sogar	die	Richter	aus,	teilweisedirekt	(Bundesverfassungsrichter,	Bundesrichter)	und	teilweiseindirekt	über	Richterwahlausschüsse,	in	denen	die	Politiker	dominantvertreten	sind	( 	Kap.	2.5.4).	Dies	gilt	auch	für	solche	Richter,	die	ggf.über	die	Entscheidungen	der	Politiker	zu	urteilen	haben.	Das	Verhaltender	Parteien	vor	solchen	Wahlen	(z.	B.	von	Verfassungsrichtern)	zeigt,dass	sie	sich	ihrer	diesbezüglichen	Parteiinteressen	bewusst	sind	undegoistisch	nach	ihnen	handeln.Viertens	hat	die	Parteienmacht	auch	bei	der	Personalpolitik	vieleranderer	staatlicher	Institutionen,	deren	Unabhängigkeit	von	zentralerBedeutung	für	das	Funktionieren	von	Staat	und	Gesellschaft	wäre,negative	Auswirkungen.	Dies	gilt	z.	B.	für	die	Rechnungshöfe,	für	dieStatistischen	Ämter,	für	die	Zentralbank,	für	verschiedeneRegulierungs-	und	Aufsichtsbehörden,	für	staatliche	Rundfunkanstaltenund	für	etliche	mehr.

Abb. 1: Status quo Parlamentarische Demokra�e.



Delegationsentscheidungen (Pfeile mit Dreiecksspitzen)
  1 = Wahl des Parlaments durch die Bürger
21 = Wahl der Regierung durch das Parlament
22 = Beau�ragung von Fachins�tu�onen und Wahl der Vorstände durch Parlament oder

Regierung
24 = Wahl der Richter durch Parlament oder Regierung (direkt oder indirekt via

Richterwahlausschüsse)
 
Inhaltliche Entscheidungen (Pfeile mit offenen Spitzen)
12 = Staatspoli�sche Entscheidungen durch die Regierung‘
14 = Gesetzgebung durch das Parlament
16 = Fachentscheidungen durch Fachins�tu�onen
17 = Urteile der Gerichte

Demokra�sche Legi�ma�on mit und ohne ParteiendominanzDie	pauschale	Begründung	für	eine	so	weitreichende	Macht	derParteien	bei	den	Personalentscheidungen	und	bei	den	Demokratie-Regeln	basiert	auf	dem	Erfordernis	einer	demokratischen	Legitimation,die	bisher	wegen	des	Legitimationsmonopols	nur	die	gewähltenParteivertreter	besitzen.	In	der	Reformkonzeption,	die	in	diesem	Buchpräsentiert	wird,	ist	das	wesentlich	anders.	In	ihr	existiert	in	Gestaltdes	»Bürgersenats«	eine	von	den	Bürgern	gewählte	Institution,	diedemokratisch	legitimiert	und	gleichzeitig	von	allen	Parteienunabhängig	ist	( 	Kap.	5.2.2).	Eine	weitere	Besonderheit	desBürgersenats	ist	seine	Arbeitsweise,	bei	der	jede	Entscheidung	erstnach	intensiver	Rückkopplung	mit	der	jeweils	bestverfügbarenunabhängigen	Fachkompetenz	der	Gesellschaft	erfolgt.	DerBürgersenat	ist	unter	anderem	für	die	Personalentscheidungen	inGerichten	( 	Kap.	5.4)	und	Fachinstitutionen	( 	Kap.	5.3.5)	zuständig.Er	hat	die	Rolle	einer	Zweiten	Kammer	bei	der	Gesetzgebung	(	Kap.	5.5.1)	und	hat	bei	den	Demokratie-Regeln	das	letzte	Wort	(	Kap.	5.5.2).Bisher	entscheidet	die	eigene	Partei	über	nahezu	alles,	was	für	einenPolitiker	von	Bedeutung	ist,	z.	B.	über	seine	Wiederwahl,	über	seinepolitische	Karriere	sowie	evtl.	über	seine	Funktionen	in	anderenstaatlichen	Institutionen	etc.	Diesen	Sachverhalt	kann	man	als»Anreizdominanz«	der	Parteien	für	ihre	Politiker	bezeichnen	(	Kap.	2.3.6).	Dies	gilt	nicht	nur	für	die	Zeit	einer	Partei-	oder



Parlamentskarriere,	sondern	auch	für	die	Zeit	davor	und	danach	(z.	B.für	Mitarbeiterjobs	und	Versorgungsposten).	Die	Anreizdominanz	isthochbedeutsam	für	die	Macht	der	Parteien,	aber	problematisch	für	dieDemokratie,	da	viele	Abgeordnete	ihre	persönlichen	Meinungen	hinterder	Parteiposition	verstecken	(müssen),	weil	abweichende	Positionenbei	Diskussionen	und	Abstimmungen	individuelle	Karriereproblememit	sich	bringen	würden.Trotz	ihrer	umfassenden	und	weitreichenden	Macht	ist	dieVerankerung	der	Parteien	in	der	Gesellschaft	sehr	gering.	Nur	noch1,5	%	der	Gesamtbevölkerung	sind	Mitglied	in	einer	Partei.	Von	diesenbeteiligen	sich	etwa	vier	Fünftel	nicht	an	der	Willensbildung	ihrerPartei.	Im	Ergebnis	bedeutet	dies,	dass	99,7	%	der	Bevölkerung	nichtan	den	demokratisch	relevanten	inhaltlichen	und	personellenEntscheidungen	der	Parteien	mitwirken.	Da	alle	politischenEntscheidungen	von	den	Parteien	und	ihren	Vertretern	getroffenwerden,	muss	man	fragen,	ob	die	Parteien	dafür	mit	einer	so	geringenpersonellen	Basis	überhaupt	eine	hinreichende	demokratischeLegitimation	für	sich	beanspruchen	können.
(4)            Rekru�erung des poli�schen FührungspersonalsDie	Rekrutierung	von	Kandidaten	für	Parlamentsmandate	erfolgtgegenwärtig	ausschließlich	über	die	Parteien.	Bisher	besteht	die	einzigeMöglichkeit	für	einen	Bürger,	als	Abgeordneter	im	Parlamentmitzuwirken,	darin,	in	eine	Partei	einzutreten,	sich	innerhalb	dieserPartei	im	Laufe	der	Jahre	nach	oben	zu	arbeiten,	um	dann	evtl.	dieChance	zu	einer	Kandidatur	zu	bekommen.	Allerdings	treffenNeueinsteiger	dabei	auf	die	Interessen	der	etablierten	Berufspolitiker,die	erhebliche	Investitionen	an	Zeit	und	Netzwerkarbeit	in	ihrepolitische	Karriere	getätigt	und	somit	ein	massives	Interesse	an	einerdauerhaften	Mandatsausübung	haben.	Dafür	schaffen	sie	durch	ihrejahrelange,	gezielte	Arbeit	an	der	regionalen	Parteibasis	die	bestenVoraussetzungen	( 	Kap.	2.3.7).	In	der	in	diesem	Buch	präsentiertenReformkonzeption	sind	die	Parteien	zwar	weiterhin	dieentscheidenden	Handlungsträger	im	Parlament	und	in	der	Regierung,



jedoch	wird	ihre	Rolle	für	die	Besetzung	demokratischer	Ämterzugunsten	einer	breiteren	Basis	der	Bürger	relativiert.
Berufspoli�ker und Poli�sche KlasseDie	Parlamente	sind	Versammlungen	von	Berufspolitikern	(	Kap.	2.3.2).	Zu	einem	solchen	wird	jemand	nicht	allein	durch	eineWahl,	sondern	durch	einen	jahrelangen	Sozialisationsprozess,	in	demer	sich	die	einschlägigen	Denk-	und	Verhaltensweisen	aneignet	und	dieunverzichtbaren	persönlichen	Beziehungen	au�baut	( 	Kap.	2.3.5).Diese	Sozialisation	ist	zu	einem	Teil	parteispezi�isch	und	zu	einemanderen	parteiübergreifend.	Letzteres	hat	den	Begriff	der	»PolitischenKlasse«	entstehen	lassen	( 	Kap.	2.3.3),	die	sich	von	den	»normalen«Bürgern«	separiert.Eine	Karriere	als	Politiker	macht	jemand	nur	selten	wegen	einerguten	Ausbildung,	einer	besonders	erfolgreichen	Berufstätigkeit	oderwegen	guter	Kenntnisse	in	einem	spezi�ischen	Ressort,	sondern	vorallem	aufgrund	ideologischer	und	persönlicher	Anschlussfähigkeit	zuden	eigenen	Parteifreunden.	Die	demokratischenRekrutierungsmechanismen	sind	von	normativen	Kriterien	dominiert,nicht	von	fachlichen.	Sie	sorgen	vor	allem	nicht	für	eine	Ausstattung	desParlaments	mit	fachkompetenten	Abgeordneten	auf	allen	politischrelevanten	Gebieten.	Mit	Ausnahme	der	überproportional	starkvertretenen	Juristen	und	der	Angehörigen	des	öffentlichen	Dienstes	(	Kap.	2.3.8)	ist	das	Vorhandensein	von	einschlägigen	Fachkompetenzenbei	den	Abgeordneten	eher	ein	Zufall	der	jeweiligen	Lebensläufe.	Dasheißt,	es	kann	ausgewiesene	Fachleute	unter	den	Abgeordneten	füreinzelne	Gebiete	geben.	Allerdings	existiert	keine	systematischeFunktionalität,	die	die	Abgeordneten	nach	den	fachlichenErfordernissen	des	Parlaments	rekrutieren	würde,	wie	das	in	allenanderen	Funktionsbereichen	der	Gesellschaft	der	Fall	ist.In	der	Reformkonzeption	werden	auch	deshalb	neben	dem	PlenumParlamentarische	Fachräte	gebildet,	die	von	den	Bürgern	gewähltwerden.	Sie	dienen	erstens	dazu,	den	Bürgern	eine	differenziertereArtikulation	ihrer	Präferenzen	zu	ermöglichen,	zweitens	zur



Ausweitung	der	personellen	Partizipation	und	drittens	zur	Erhöhungder	Fachkompetenz	des	Parlaments	insgesamt.
RegierungDie	wichtigen	operativen	Entscheidungen	des	Staates	werden	von	derRegierung	getroffen.	Die	Minister	verantworten	große	Teilgebiete	derPolitik,	haben	dort	erhebliche	Macht	und	vertreten	diesbezüglich	denStaat	nach	innen	und	nach	außen.	Die	meisten	Bürger	dürften	dieForderung	unterstützen,	dass	jeweils	diejenigen	Personen	dieeinzelnen	Ministerposten	übernehmen	sollten,	die	auf	dembetreffenden	Gebiet	nicht	nur	die	Präferenzen	der	Bürger	vertreten,sondern	auch	besonders	fachkundig	sind.	Bei	der	gegenwärtigen	Artder	Regierungsbildung	sind	wir	von	diesem	Ideal	allerdings	weitentfernt.Bisher	spielen	bei	einer	Regierungsbildung	zahlreiche	Kriterien	eineRolle,	die	mit	der	Quali�ikation	für	einzelne	Ministerposten	nicht	viel	zutun	haben,	insbesondere	die	formale	Repräsentierung	diverserTeilgruppen,	z.	B.	regionale	Herkunft,	Zugehörigkeit	zu	einerideologischen	oder	Interessengruppe,	Geschlecht,	Religion	etc.	Nochwichtiger	sind	offensichtlich	parteiinterne	und	taktischePositionierungen	und	persönliche	Seilschaften	( 	Kap.	3.2.4).	Dadurchwerden	Einzelne	ggf.	Bundesminister,	ohne	einschlägiges	Wissen	undKönnen	nachgewiesen	zu	haben.	Sehr	gut	quali�izierte	Politiker,	dienicht	der	»richtigen«	Seilschaft	angehören,	bleiben	hingegen	häu�igunberücksichtigt.	Eine	spezi�ische	fachliche	Quali�ikation	wird	beiMinisterernennungen	offenbar	für	ein	nachrangiges	Kriteriumgehalten.Ein	wesentlicher	Grund	für	diesen	problematischen	Befund	bestehtdarin,	dass	die	Wahlen	durch	die	Bürger	zum	Zeitpunkt	derKabinettsbildung	bereits	stattgefunden	haben.	Die	Funktionäre	derRegierungsparteien	können	das	Postenverteilen	dann	weitgehendunter	sich	ausmachen.	Ministerernennungen	werden	nicht	vorrangigals	eine	Voraussetzung	für	eine	gute	Regierungspolitik	betrachtet,sondern	wirken	eher	wie	das	Verteilen	der	Beute	nach	einer	Wahl	undder	Koalitionsbildung.	In	der	Reformkonzeption	werden	vor	der	Wahl



der	Bürger	zum	Regierungskonvent	von	jeder	Kandidatengruppe	ihreKanzler-	und	Ministerkandidaten	benannt	( 	Kap.	3.3).	Die	Parteienhaben	dabei	starke	Anreize,	überzeugende	Kandidaten	zu	präsentieren,um	mit	der	Regierungsübernahme	beauftragt	zu	werden.
(5)            Mangelnde Informa�on und mangelnde Nachhal�gkeitEin	Kernproblem	demokratischer	Gesellschaften	im	21.	Jahrhundert	istein	immanentes	Spannungsverhältnis	zwischen	einerseits	demegalitären	Prinzip	völliger	Gleichberechtigung	aller	Bürger	in	Fragenpolitischer	Partizipation	und	andererseits	einer	hochgradigenKomplexität	der	inhaltlichen	Zusammenhänge	zwischen	Problemen,politischen	Optionen	und	Ergebnissen	in	vielen	Bereichen,	sodass	für»gute«	Entscheidungen	eine	erhebliche	Fachkompetenz	erforderlich	ist.Die	adäquate	Bewältigung	dieses	Spannungsverhältnisses,	sodass	diepolitischen	Prozesse	rationale	Entscheidungen	für	die	Gesellschafthervorbringen,	ohne	die	gleichberechtigte	Partizipation	aller	Bürgereinzuschränken,	ist	ein	Hauptproblem	moderner	Demokratien.Aufgrund	der	zunehmenden	Komplexität,	Spezialisierung	undVerwissenschaftlichung	werden	in	den	meisten	Lebensbereichen	diewichtigen	Funktionen	von	Personen	wahrgenommen,	die	durchAusbildung,	jahrelange	einschlägige	Erfahrung	und	leistungsorientierteKarriereselektion	spezialisiert	und	fachkompetent	geworden	sind.	Inder	Politik	ist	das	nicht	der	Fall,	weil	es	aus	Gründen	des	politischenSystems	viel	schwieriger	und	bisweilen	unmöglich	ist.Da	die	Bürger	sehr	unterschiedliche	fachliche	Fähigkeiten	undBereitschaften	zur	Mitwirkung	aufweisen,	geht	es	oft	darum,	innerhalbder	demokratischen	Strukturen	den	gewählten	Politikern(insbesondere	im	Parlament)	die	bestmögliche	Fachkompetenz	alsBeratung	zur	Verfügung	zu	stellen.	Die	unabhängige	und	transparenteBeratung	der	Politiker	durch	Experten	ist	von	eminenter	Bedeutung	fürgute	Politikergebnisse.	Die	Qualität	und	die	Unabhängigkeit	der	zuerwartenden	Beratung	sind	jedoch	vorher	nicht	immer	einfach	zubeurteilen.	Hierbei	übernimmt	in	der	Reformkonzeption	derBürgersenat	wichtige	Funktionen	( 	Kap.	5.6),	indem	er	Vorschlägemacht,	welche	Experten	geeignet	sind.	Die	hervorgehobene	Rolle



exzellenter	Berater	sollte	jedoch	nicht	als	Tendenz	zu	einerExpertokratie	missverstanden	werden.	Alle	Entscheidungen	müssenimmer	von	den	demokratisch	gewählten	Politikern	getroffen	und	vondiesen	verantwortet	werden.Eine	große	Bedeutung	haben	die	Informationen	und	die	Sachkundeauch	für	die	Bürger	bei	Wahlen	und	Abstimmungen	und	für	ihreAktivitäten	der	politischen	Partizipation.	Die	Motivation	zurPartizipation	wird	umso	höher	sein,	desto	besser	sich	die	Bürgerinformiert	fühlen.	Die	Bereitstellung	von	gesicherter,	unabhängiger,verständlicher	und	ggf.	pluralistischer	Information	und	Fachkompetenzfür	die	Öffentlichkeit	ist	eine	explizite	Aufgabe	des	Bürgersenats	(	Kap.	5.6.1).	Die	Verfügbarkeit	solcher	Informationsangebote	dientebenfalls	dazu,	in	einer	unsortierten	Informationslandschaft	dieinteressengeleiteten	Argumente	von	Lobbyisten	zu	relativieren	undFake	News	als	solche	zu	erkennen.Der	Informationsstand	ist	auch	ein	Kernproblem	bei	dem	populärenThema	der	»direkten	Demokratie«	( 	Kap.	6.1).	Hier	gibt	es	nebenquantitativen	auch	qualitative	Beschränkungen,	die	mit	derKomplexität	einiger	Themen	und	dem	Informationsstand	derWahlberechtigten	zu	tun	haben.	In	der	DemokratischenReformkonzeption	sind	Aktuelle	Parlamentarische	Fachräte	(	Kap.	4.3.3)	eine	Alternative	zu	Volksabstimmungen,	die	dasInformationsproblem	erheblich	mindern	und	gleichzeitig	dieBürgerbeteiligung	gewährleisten.
Nachhal�gkeitDie	politischen	Mechanismen	bewirken	für	die	Politiker	eine	relativkurzfristige	Anreizstruktur.	Sie	schauen	auf	die	nächsten	Wahlen	odergar	nur	auf	die	Medienkommentare	der	nächsten	Tage,	die	für	siekarriere-	und	imagerelevant	sein	können.	Viele	Themen	haben	jedochlangfristige	Wirkungszusammenhänge	und	nicht	selten	ist	einekurzfristig	politisch	opportune	Entscheidung	langfristig	nachteilig	undeine	langfristig	rationale	Entscheidung	kurzfristig	unpopulär	und	füreinen	Politiker	riskant	für	seine	Karriere.	Häu�ig	ist	es	für	einenPolitiker	individuell	rational,	was	langfristig	für	die	Gesellschaft	von



Nachteil	ist	( 	Kap.	5.3.3).	Dies	gilt	oft	z.	B.	für	Politikfelder	wieÖkologie,	Klima,	Ausbau	der	Infrastruktur,	Demogra�ie,	Alterssicherung,Staatsverschuldung,	Katastrophenvorsorge,	Währungsstabilität,Aufrechterhaltung	einer	funktionierenden	Wettbewerbsordnung	usw.Wenn	langfristig	vorteilhafte	Entscheidungen	aus	Gründen	kurzfristigerAnreizstrukturen	der	Politiker	unterbleiben,	wird	im	Folgenden	voneinem	»politischen	Nachhaltigkeitsproblem«	gesprochen.Auf	solchen	Feldern	ist	es	für	die	Gesellschaft	je	nach	Problembereichggf.	vorteilhaft,	die	Entscheidungen	und/oder	mindestens	diezugehörigen	Analysen	der	Handlungsoptionen	von	den	politischenGremien	auf	unabhängige	staatliche	Institutionen	zu	übertragen,	z.	B.auf	Zentralbanken,	Wettbewerbsbehörden,	Rechnungshöfe	sowieweitere	Fachinstitutionen,	die	noch	zu	schaffen	oder	neu	als	explizitUnabhängige	Institutionen	zu	konstituieren	wären.	Ein	wesentlicherGrund	dafür	ist,	dass	die	Fachleute	solcher	Institutionen,	die	primär	aufihre	Reputation	achten,	in	der	Regel	die	längerfristigenZusammenhänge	erkennen	und	eher	danach	entscheiden,	anders	alsPolitiker,	die	aus	Gründen	des	politischen	Systems	kurzfristige	Anreizehaben.	Langfristig	zu	denken,	ist	für	Fachleute	ein	Teil	ihrerFachkompetenz	und	ihres	professionellen	Selbstverständnisses.	Andersals	diese	sind	Politiker	nicht	primär	an	»langfristig	richtigenEntscheidungen«	interessiert,	sondern	an	der	eigenen	Wiederwahl	undihrer	Akzeptanz	bei	Parteifreunden,	Medien	und	Wählern.Politiker	reden	gern	von	langfristigen	Zukunftsperspektiven,	handelnaber	meistens	nach	kurzfristiger	Opportunität.	Dies	zeigt	sich	schon	ander	Wahrnehmung	und	Behandlung	au�kommender	Probleme.	Von	denmeisten	»normalen«	Bürgern	kann	man	nicht	erwarten,	dass	sieZukunftsprobleme	und	-risiken	wahrnehmen	und	analysieren.	Dagegenmuss	man	von	den	Politikern	genau	das	erwarten,	was	analog	dieAktionäre	von	einer	Unternehmensleitung	verlangen	würden,	nämlichau�kommende	Probleme	zu	erkennen	und	diesen	zu	begegnen.	Dieeigentliche	Analyse	müssten	sie	nicht	einmal	selbst	leisten.	Es	genügt,die	einschlägigen	Fachleute	zu	beauftragen	und	deren	Antworten	nichtaus	kurzfristiger	Opportunität	im	Tresor	zu	verstecken,	sondern	zumöffentlichen	Thema	zu	machen.	Politiker	reagieren	stattdessen	mitIgnorieren	und	Aussitzen	oder	mit	wohlklingenden	undpro�ilierungsorientierten	Statements.



1.2       Überblick: Kernelemente der
Reformkonzep�onDie	Überlegungen	zur	Demokratischen	Reformkonzeption,	die	imWesentlichen	in	den	Kap.	3	bis	6	dargestellt	und	diskutiert	werden,	sindgrundsätzlicher	Natur.	Sie	gehen	zwar	vom	gegenwärtigen	politischenSystem	Deutschlands	aus,	lassen	sich	bei	ihren	Analysen	undinstitutionellen	Vorschlägen	aber	nicht	von	der	gegenwärtigenVerfassungs-	und	Rechtslage	gedanklich	einengen.	Sie	sind	vonfunktionalen	Überlegungen	für	einen	demokratischen	undleistungsfähigen	Staat	geprägt.	Die	Ausführungen	beziehen	sich	ausGründen	der	Vereinfachung	überwiegend	auf	die	Bundespolitik,	könnenteilweise	aber	auch	auf	die	Länderebene	und	auf	einzelne	andereStaaten	übertragen	werden.Der	Autor	ist	durch	Studium	und	Beruf	als	Ökonom	(und	nicht	alsRechts-	oder	Politikwissenschaftler)	sozialisiert	worden.	Beizahlreichen	wirtschaftspolitischen	Analysen	hat	er	sich	anfangs	übermanche	Entscheidungen	von	Politikern	gewundert	und	nachErklärungen	gesucht,	die	dann	häu�ig	in	den	spezi�ischparteipolitischen	Anreizstrukturen	und	Verhaltensmustern	zu	�indenwaren.	Die	praxisbezogenen	ökonomischen	Forschungen	hatten	oft	dieSuche	nach	einem	adäquaten	institutionellen	Rahmen	für	konkretevolkswirtschaftliche	Probleme	zum	Gegenstand.	Dabei	hat	der	Autorregelmäßig	über	die	Gestaltung	von	Anreizen	nachgedacht,	die	dazuführen,	dass	die	jeweiligen	Akteure	bei	der	Verfolgung	ihrerindividuellen	Ziele	gleichzeitig	gesamtgesellschaftlich	vorteilhafteErgebnisse	hervorbringen.	Diese	Denkweise	prägt	auch	denvorliegenden	Text.	Viele	Sichtweisen	und	Argumentationen	weichenerheblich	von	denen	ab,	die	in	der	Politikwissenschaft	und	in	derRechtswissenschaft	üblich	sind.Es	ist	die	Intention	dieses	Buches,	eine	grundlegende	Diskussionüber	Reformalternativen	für	unser	politisches	System	anzuregen.Dieses	sollte	erstens	demokratischer	werden	–	im	Sinne	von	mehrEin�luss	der	Bürger	auf	die	Politik	–	und	zweitens	ef�izienter,	das	heißtdie	Politik	soll	dazu	führen,	dass	die	Präferenzen	und	Interessen	derBürger	objektiv	besser	realisiert	werden,	und	drittens	nachhaltiger	und



fachkompetenter	durch	die	Relativierung	kurzfristiger	Sichtweisen	undeine	stärkere	Einbeziehung	unabhängiger	Experten.
Mehr Gewaltenteilung, mehr Wahlen, mehr Par�zipa�onAnders	als	in	der	Parlamentarischen	Demokratie	sind	für	dieDemokratische	Reformkonzeption	eine	konsequente	und	erweiterteGewaltenteilung	sowie	differenzierte	Legitimationswege	wichtigeKernelemente	( 	Abb.	2).	Die	drei	demokratischen	Komplexe	derReformkonzeption,	nämlich	das	Parlament,	die	Regierung	und	derBürgersenat,	sind	voneinander	unabhängig	und	werden	von	denDemokratie-Regeln	in	ihren	Kompetenzen	eindeutig	de�iniert.	Dieerweiterte	Gewaltenteilung	lässt	sich	einerseits	mit	den	klassischenArgumenten	der	Machtverteilung	und	der	gegenseitigen	Kontrollebegründen	und	andererseits	mit	den	Ef�izienzvorteilen	einerinstitutionellen	Spezialisierung	( 	Kap.	2.5.1).Jeder	der	drei	Komplexe	wird	von	den	Bürgern	separat	gewählt(Pfeile	1	bis	3)	und	hat	damit	für	seine	Aufgaben	eine	eigenständigedemokratische	Legitimation.	Im	Parlamentsbereich	werden	zusätzlichfür	einzelne	Politikfelder	Parlamentarische	Fachräte	(Pfeil	4)	gewählt.Schon	durch	diese	»Partizipation	mit	dem	Stimmzettel«	erhöht	sich	derEin�luss	der	Bürger	erheblich.	Darüber	hinaus	bieten	sowohl	derBürgersenat	als	auch	die	verschiedenen	Ständigen	und	AktuellenParlamentarischen	Fachräte	persönliche	Partizipationsmöglichkeitenals	Mandatsträger	für	Bürger,	die	nicht	Politiker	sind	und	meistens	auchnicht	Parteimitglieder.Der	Bürgersenat	wird	durch	die	Reformkonzeption	eingeführt,	umdas	bisherige	Legitimationsmonopol	der	parteiendominiertenPolitischen	Institutionen	zu	überwinden	und	durch	differenziertereLegitimationswege	zu	ersetzen.	Der	Bürgersenat	ist	außerdem	der»Hüter	des	fachlich	Rationalen«	für	alle	Entscheidungen,	die	nichtprimär	normativ	sind.	Seine	Arbeitsweise	ist	deshalb	mit	der	in	derGesellschaft	vorhandenen	Fachkompetenz	sehr	eng	verbunden	(	Kap.	5.2.1).	Sie	ist	transparent	und	einem	gesellschaftlichen	Diskurszugänglich.



Überblick zu Kapitel 2: Ins�tu�onen, Parteien, GewaltenteilungZunächst	werden	in	Kap.	2	einige	Grundlagen	erörtert,	die	denProblemhintergrund	und	die	wesentlichen	Akteure	skizzieren.	Diestaatlichen	Institutionen,	die	bisher	in	die	drei	»Gewalten«	Legislative,Exekutive	und	Judikative	gruppiert	sind,	werden	neu	gegliedert	(	Kap.	2.2	und	 	Abb.	3),	wobei	insbesondere	zwischen	»PolitischenInstitutionen«	und	»Nichtpolitischen	Institutionen«	unterschiedenwird,	was	für	die	Reformkonzeption	von	wesentlicher	Bedeutung	ist.Das	darauffolgende	Kap.	2.3	befasst	sich	sodann	mit	den	zentralenAkteuren	der	Politischen	Institutionen,	nämlich	mit	den	Parteien	undmit	den	Berufspolitikern	( 	Kap.	2.3).	Dabei	geht	es	insbesondere	umdie	dominante	Rolle	von	Parteien,	um	die	Sozialisationsprozesse	zumBerufspolitiker,	um	die	asymmetrischen	Rekrutierungsprozesse	zu	denParlamentsabgeordneten	( 	Kap.	2.3.7)	und	um	die	Sicht	der	Bürgerauf	die	Parteien	und	die	Politiker	im	Spiegel	von	Befragungen	(	Kap.	2.3.9).	Die	Darstellung	fokussiert	sich	dabei	auf	die	Kernaspekte,die	für	die	Problemanalysen	und	die	Darstellung	der	Reformkonzeptionvon	Bedeutung	sind.Das	Kap.	2.4	setzt	sich	einerseits	mit	den	Interessengruppenauseinander,	die	in	der	Praxis	einen	großen	Ein�luss	auf	die	Politikhaben	( 	Kap.	2.4.1).	Sie	werden	unter	anderem	wegen	ihresasymmetrischen	Charakters	unter	demokratischen


